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Begründung Bebauungsplan Nr. 828 „Duisbergweg“ 

1. Lage des Plangebietes, Anlass und Ziel der Planung 
  

Das Plangebiet liegt in unmittelbarer Nähe der Innenstadt Lüdenscheids und wird nördlich 
von der Liebigstraße, westlich von der Viktoriastraße und östlich vom Duisbergweg begrenzt. 
Südlich verläuft die Grenze entlang der Grundstücksgrenzen zum Grundstück des ehemali-
gen Arbeitsamtes Duisbergweg 1 und des Reihenhausquartiers Gasstraße 1 bis 15 sowie 
Viktoriastraße 2 bis 10. Das Plangebiet ist ca. 0,5 ha groß. 
 
Im Gebäude der Arbeiterwohlfahrt im Duisbergweg 3 befinden sich ein „Mehrgenerationen-
haus“ und ein Kindergarten. Der Betreiber des Kindergartens möchte im Rahmen des Aus-
baus der Betreuungsplätze für unter Dreijährige sein Angebot erweitern. Dies ist jedoch nur 
mit einer baulichen Erweiterung realisierbar. Diese soll nach Westen in den Blockinnenbe-
reich des Wohnquartiers zwischen der Viktoriastraße, Liebigstraße und dem Duisbergweg 
erfolgen. Diese Grundstücksfläche wird derzeit noch als Gartenland genutzt. 
 
Da der Baublock sich durch eine Straßenrandbebauung kennzeichnet, ist eine bauliche Er-
weiterung in den Blockinnenbereich nach § 34 BauGB planungsrechtlich nicht möglich, soll 
aber durch diese Bebauungsplanänderung ermöglicht werden. Aufgrund der erhöhten Priori-
tät zur Schaffung der gesetzlich verankerten Bereitstellung von Betreuungsplätzen für unter 
dreijährige Kinder besteht der Druck, in bebauten Bereichen dieses Angebot zu schaffen. 
Erweiterungen von bestehenden Einrichtungen bieten sich in der Regel an. Vor diesem Hin-
tergrund wird in Abwägung der allgemeinen Zielrichtung des Städtebaus, Blockinnenbereiche 
von Bebauung frei zu halten, mit dem Erfordernis des Betreuungsausbaus für Kleinkinder, 
welches den Belangen der Allgemeinheit dient, im vorliegenden Einzelfall der Ausbau als 
vorrangig angesehen. 
 
 
2. Bestehende Rechtsverhältnisse 
 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes liegt im bisher unbeplanten Innenbereich der Stadt 
Lüdenscheid. Genehmigungen von Vorhaben sind bisher planungsrechtlich nach § 34 
BauGB erfolgt. Des Weiteren liegt das Plangebiet innerhalb des Sanierungsgebietes V „Tins-
berg / Kluse / Worthhöh“ (Ortsatzung über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
V „Tinsberg / Kluse / Worthhöh“). Die genannte Satzung bleibt unverändert wirksam und wird 
von der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 828 nicht berührt.  
 
Der seit dem 19.12.2012 wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Lüdenscheid stellt im Be-
reich der Planänderung Wohnbauflächen und im Bereich der Arbeiterwohlfahrt Fläche für  
den Gemeinbedarf, Zweckbestimmung „Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrich-
tungen“ dar. Durch die geplante Aufstellung des Bebauungsplanes wird der Inhalt des wirk-
samen Flächennutzungsplanes der Stadt Lüdenscheid nicht berührt. Eine Anpassung des 
Flächennutzungsplanes ist daher nicht erforderlich. 
 
 
3. Beschleunigtes Bebauungsplanverfahren nach § 13a BauGB 
 
Nach § 13a BauGB kann ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, 
die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung (Bebauungsplan der 
Innenentwicklung) im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Da es sich bei dem Vor-
haben um eine Maßnahme der Innenentwicklung im bebauten Innenbereich handelt, welches 
sozialen Zwecken Entwicklungsmöglichkeiten eröffnen soll, liegt die erste Voraussetzung für 
ein beschleunigtes Planverfahren gemäß § 13a BauGB vor. 
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Da auch die übrigen Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) vor-
liegen (im Geltungsbereich wird eine zulässige Grundfläche von weniger als 20.000 m² fest-
gesetzt / das Planvorhaben begründet keine UVP-Pflicht nach dem UVPG / es liegt keine 
Beeinträchtigung eines europäischen Vogelschutzgebietes vor), kann der Bebauungsplan Nr. 
828 nach § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren vorgenommen werden. Entsprechend 
der Vorgaben des Gesetzes kann in diesem Verfahren auf einen Umweltbericht sowie auf 
eine zusammenfassende Erklärung verzichtet werden. 

 
 

4. Festsetzungen des Bebauungsplanes 
 
4.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Entsprechend der vorhandenen Nutzung und den Zielen des Flächennutzungsplanes wird 
entlang der Straßen Viktoriastraße, Liebigstraße und des Duisbergweges ein Allgemeines 
Wohngebiet (WA) gemäß den Vorgaben der Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. 
Demnach sollen Wohngebäude, die der Vorsorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- 
und Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, Anlagen für kirchliche, 
kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke zulässig sein. Ausnahmsweise 
können Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe und 
Anlagen für Verwaltungen zugelassen werden.  
 
Als unzulässig werden jedoch Gartenbaubetriebe und Tankstellen festgesetzt. Gartenbaube-
triebe entsprechen weder der historischen Nutzung in dieser Innenstadtlage noch dienen sie 
dem Ziel der Nachverdichtung und Innenentwicklung. Tankstellen, insbesondere die heute 
üblichen größeren Tankstellen mit regem Verkehr, teilweise durchgehenden Öffnungszeiten, 
Waschanlagen und Shops sind ebenfalls in dieser Innenstadtlage mit dem bestehenden Ver-
kehrsnetz städtebaulich, verkehrstechnisch und immissionsseitig problematisch. Drei Tank-
stellen, die der Versorgung des Gebiets sowie dem Durchgangsverkehr dienen, befinden sich 
in der weiteren Umgebung an der übergeordneten Altenaer Straße. 
 
 
4.2 Flächen für den Gemeinbedarf 
 
Entsprechend der Darstellung im Flächennutzungsplan wird das bestehende Grundstück der 
Arbeiterwohlfahrt sowie die geplante Fläche der Erweiterung als Gemeinbedarfsfläche mit der 
Zweckbestimmung „Mehrgenerationenhaus und Kindergarten“ festgesetzt. Damit soll dieser 
Standort mit den sozialen Nutzungen dienenden Zwecken langfristig gesichert werden.  
 
 
4.3 Maß der baulichen Nutzung  
 
Das Maß der baulichen Nutzung für das Allgemeine Wohngebiet entspricht den in § 17 der  
Baunutzungsverordnung (BauNVO) von 1990 vorgesehenen Obergrenzen für ein Allgemei-
nes Wohngebiet. Dies ist aufgrund der teilweise bereits dicht bebauten sowie durch Stellplät-
ze und Zufahrten versiegelte Fläche notwendig und entspricht dem Ziel der innerstädtischen 
Verdichtung.  
 
Im Bereich der Gemeinbedarfsfläche wird ebenfalls eine GRZ von 0,4 festgesetzt, allerdings 
wird hier von der Festsetzungsmöglichkeit des § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO Gebrauch ge-
macht. Demnach wird im Bebauungsplan bestimmt, dass abweichend die zulässige Grund-
fläche auf bis zu 0,8 durch die in § 19 Abs. 4 Satz 1 bezeichneten Anlagen (Garagen und 
Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, bauliche Anlagen 
unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird) 
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überschritten werden kann. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, dass das derzeitige 
Grundstück der Arbeiterwohlfahrt bereits weitgehend versiegelt ist. Durch die vorgesehene 
Nutzung des Anbaus als Kindergarten für unter Dreijährige müssen im Außenbereich auch 
Spielbereiche angelegt werden. Diese müssen in Abhängigkeit ihrer Ausführung und Befesti-
gung als Nebenanlagen auf die zulässige GRZ angerechnet werden. Hier kann es zu einer 
Überschreitung der sonst in der BauNVO vorgesehen 50% kommen. Um diesem Sachverhalt 
Rechnung zu tragen, wird von der Möglichkeit der abweichenden Bestimmung Gebrauch 
gemacht, da ansonsten die vorgesehene Nutzung nicht realisiert werden kann. Als ausglei-
chende Maßnahmen innerhalb des Plangebiets werden vorhandene Bäume als zu erhalten 
festgesetzt.  
 
Die bestehende Bebauung sowohl des AWO-Gebäudes als auch der umliegenden Wohnge-
bäude ist 2 bis 3-geschossig. Unter Berücksichtigung dieser bisherigen Ausnutzungsmöglich-
keit werden im Allgemeinen Wohngebiet und für das bestehende AWO-Gebäude im Bebau-
ungsplan maximal 3 Vollgeschosse für zulässig festgesetzt.  
 
Der Neubau im Blockinnenbereich wird gestaffelt festgesetzt. Der westliche Teil wird 2-
geschossig festgesetzt und soll damit Rücksicht auf das bestehende Gebäude Viktoriastraße 
12 nehmen. Der östliche Teil des Neubaus wird ebenso wie das bestehende Gebäude der 
AWO 3-geschossig festgesetzt und ermöglicht damit einen höhengleichen Anbau. Auch wenn 
die derzeitige Planung nur einen zweigeschossigen Anbau vorsieht, prognostiziert der 
Vorhabenträger weitere Raumbedarfe im Zuge gesetzlicher Vorgaben (z. B. von Mehrzweck-
räumen), deren Umsetzung somit einzukalkulieren ist. Der so errechnete Raumbedarf soll in 
dem dreigeschossigen Anbau untergebracht werden können. Die nördlich vorhandene 
Wohnbebauung an der Liebigstraße ist ca. 18 m entfernt und liegt, bedingt durch einen Ge-
ländeversatz, fast ein Geschoss höher als das Fußbodenniveau des Anbaus. 
 
Die Geschossflächenzahl soll eine Ausnutzung der Grundstücksfläche und zulässigen Voll-
geschossigkeit ermöglichen und wird sowohl in Allgemeinen Wohngebiet als auch auf der 
Gemeinbedarfsfläche entsprechend auf 1,2 festgesetzt.  
 
 
4.4 Überbaubare Grundstücksfläche 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen orientieren sich prinzipiell an der Lage und Größe der 
bestehenden Bebauung sowie der für Erweiterung des Kindergartens notwendigen Flächen. 
Außerdem werden die zu schützenden Bäume berücksichtigt. 
 
 
4.5 Baumerhalt 
 
Innerhalb des Plangebietes befindet sich ein städtebaulich prägender Baumbestand. Zwei 
Bäume an der Liebigstraße und ein Baum am Duisbergweg (jeweils Linden) tragen zur Be-
grünung und Gliederung des Straßenraumes bei. Eine Blutbuche mit einem Stammdurch-
messer von ca. 1 m trägt durch ihre Größe wesentlich zur Stadtbildkulisse bei. Auch ein 
Bergahorn an der Grenze zu den tiefer liegenden Reihenhäusern ist von der Gasstraße gut 
sichtbar und bildet mit weiteren Bäumen eine prägende Kulisse. Aufgrund des geplanten 
Baukörpers und der vorgesehenen Nutzung des Bereichs als Außenspielfläche kann von 
dieser Baumgruppe lediglich der Bergahorn erhalten bleiben. Eine Festsetzung weiterer 
Bäume würde dazu führen, dass die Kindergartenräume nahezu vollständig verschattet wer-
den. Auf Grund der eher kleinen Außenspielfläche würde es bei einer weiteren Festsetzung 
von Bäumen darüber hinaus dazu kommen, dass der Außenspielbereich der geplanten Nut-
zung fast vollständig verschattet würde.  
 

4 



Begründung Bebauungsplan Nr. 828 „Duisbergweg“ 

Alle Bäume des Viertels, insbesondere aber die größeren festgesetzten Bäume, sind Teil der 
früheren Villen-Gartenarchitektur des Stadtviertels und prägen wesentlich seinen Charakter. 
Neben den gestalterischen Funktionen für den Straßenraum und das Viertel übernimmt der 
Baumbestand heute vor allem auch ökologische, kleinklimatische und grünpsychologische 
Funktionen. 
 
 
4.6 Örtliche Bauvorschriften 
 
Als örtliche Bauvorschriften wird bestimmt, dass der geplante Anbau des Kindergartens nur 
als Flachdach ausgeführt werden darf. Damit soll eine weitere Erhöhung des Gebäudekör-
pers im Blockinnenbereich vermieden werden. 
 
 
5. Verkehrliche Anbindung, Ver- und Entsorgung  
 
Das Plangebiet wird durch die Straßen Viktoriastraße, Liebigstraße und Duisbergweg er-
schlossen. Die Haltestellen des Öffentlichen Personennahverkehrs „Agentur für Arbeit“ (Linie 
46 der Märkischen Verkehrsgesellschaft (MVG)) und „Humboldtstraße“ (Linien 41, 43, 46, 47, 
48, 53, 61, 243 und 245 der MVG) befinden sich in fußläufiger Entfernung zum Bebauungs-
planbereich.  
 
Die Grundstücke sind bebaut und an das bestehende Ver- und Entsorgungsnetz angeschlos-
sen. Die Entwässerung erfolgt im Mischwassersystem. Die Kanäle befinden sich in der Vikto-
riastraße und der Gasstraße. Im Duisbergweg ist keine öffentliche Kanalisation vorhanden. 
Da das Plangebiet bereits vor dem 1.Januar 1996 erstmalig bebaut, befestigt und an die öf-
fentliche Kanalisation angeschlossen gewesen und außerdem eine Mischwasserkanalisation 
vorhanden ist, besteht keine Versickerungspflicht nach § 51a Landeswassergesetz Nord-
rhein-Westfalen (LWG NRW). 
 
 
6. Immissionsschutz / Achtungsabstand zu einem Störfallbetrieb 
 
Das Plangebiet liegt gemäß Beiplan zum Flächennutzungsplan aus dem Jahr 2012 innerhalb 
eines 500-m-Achtungsabstandes zu einem vorhandenen Betrieb, der den erweiterten Pflich-
ten der Störfall-Verordnung unterliegt (Störfallbetrieb). Diese Abstände sind in der Bauleitpla-
nung zu berücksichtigen. Innerhalb des Abstands ist zu bewerten, ob schädliche Umweltein-
wirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG in 
Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen für die neu genutzten Flächen zu erwarten 
sind. Diese Einwirkungen sind vor allem für ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen 
dienende Gebiete sowie für sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere öffentlich ge-
nutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt des 
Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und öffentlich ge-
nutzte Gebäude, so weit wie möglich zu vermeiden. 
 
Bei der Aufstellung des Flächennutzungsplanes wurden seitens der Bezirksregierung Arns-
berg die passenden Werte des KAS-18-Berichtes (Empfehlung für Abstände zwischen Be-
triebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen 
der Bauleitplanung von der Kommission für Anlagensicherheit) zugrunde gelegt und ge-
schätzt. Inzwischen sind in Zusammenarbeit mit dem Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV) die Werte bei einigen Betrieben in Lüden-
scheid korrigiert worden. Bereits im Februar 2013 hat die Bezirksregierung Arnsberg bestä-
tigt, dass entsprechend neuer Erkenntnisse nach aktuellen Ereignissen mit den im betreffen-
den Störfallbetrieb verarbeiteten Stoffen, der bisher abgeschätzte Achtungsabstand von 500 
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m reduziert werden kann. Die in Rede stehende Planung liegt somit außerhalb des Ach-
tungsabstandes des Betriebsbereiches. Seit März 2013 liegt die konkrete Information vor, 
dass um den Betrieb ein Achtungsabstand von 200 m einzuhalten ist. Damit liegt das Plan-
gebiet, dessen Grenze sich ca. 400 m von dem Grundstück des Störfallbetriebes befindet, 
deutlich außerhalb dieses Achtungsabstands. Weitere Untersuchungen oder Maßnahmen 
werden deshalb nicht erforderlich.  
 
 
7. Umweltprüfung, Eingriffsregelung, Artenschutz  
 
Nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB wird im beschleunigten Verfahren von der Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht nach § 2a, von der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10 Abs. 4 und von der Angabe nach § 3 Abs.2 Satz 2 BauGB, welche Arten von um-
weltbezogenen Informationen verfügbar sind, abgesehen. Ein Monitoring nach § 4c BauGB 
ist ebenfalls nicht durchzuführen. 

 
Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung, die eine 
zulässige Grundfläche von weniger als 20.000 m² festsetzen, Eingriffe, die auf Grund der 
Bebauungsplanaufstellung zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt und zulässig.  

 
Der Verzicht auf eine förmliche Umweltprüfung entbindet allerdings nicht von der Notwendig-
keit, die von der Planung berührten Belange einschließlich der Umweltbelange und der Be-
lange des Naturschutzes und der Landschaftspflege nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB nach all-
gemeinen Grundsätzen zu ermitteln und zu bewerten (Abwägungsmaterial nach § 2 Abs. 3 
BauGB) und gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen (§1 Abs. 7 BauGB). 
 
Im Wesentlichen liegt der Eingriff in einer Erhöhung der Versiegelung. Die Schwere der Ver-
dichtung wird jedoch als gering eingeschätzt. Die Beschreibung des vorgenommenen Ein-
griffs in Natur und Umwelt sowie zum Artenschutz liegt der Begründung als Anlage bei. 
 
 
8. Altlasten 
 
Die Fläche des Plangebietes ist nicht im Altlastenkataster des Märkischen Kreises aufgeführt. 
Sie grenzt jedoch an eine südlich außerhalb des Plangebiets aufgeführte Fläche. Konkrete 
Anhaltspunkte für eine Belastung liegen jedoch nicht vor. Im Baugenehmigungsverfahren soll 
bei den vorbereitenden Geländearbeiten daher standardmäßig eine Baugrubenbesichtigung 
durchgeführt werden.  
 
 
9. Denkmalschutz und Denkmalpflege 
 
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und / oder naturgeschichtliche Boden-
funde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen 
in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen 
und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung 
von Bodendenkmälern ist der Gemeinde als Unterer Denkmalbehörde und / oder dem LWL-
Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel. 02761 / 93750, Fax 02761 / 937520) un-
verzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unveränder-
tem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher 
von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
(LWL) ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche 
Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NRW).  
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Der Stadt liegen zurzeit keine Anhaltspunkte dafür vor, dass Bodendenkmäler vorhanden 
sind. 
 
 
10. Kosten 
 
Durch die Änderung des Bebauungsplanes entstehen der Stadt Lüdenscheid Verwaltungs-
kosten. 
 
 

 
Lüdenscheid, den    10.09.2013 
 
Im Auftrag 
 
 
 
 
gez. Martin Bärwolf 
 
 
 
Anlage: Beschreibung des vorgenommenen Eingriffs in Natur und Umwelt sowie zum Arten-
schutz (Umweltbericht) 
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Anlage zur Begründung zum Bebauungsplan Nr. 828 „Duisbergweg“ 
 
Stadt Lüdenscheid        
- Fachdienst Umweltschutz und Freiraum –     
 
 
 

Beschreibung des vorgenommenen Eingriffs in Natur und Umwelt sowie zum Arten-
schutz (Umweltbericht) 

 
zum Bebauungsplan Nr. „828 Duisbergweg“ 

 
 
 

 
 
1. Einleitung 
 
1.1 Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele der Bauleitplanung 
 

Der Baublock zwischen Viktoriastraße, Liebigstraße und Duisbergweg ist durch eine 
Blockrandbebauung gekennzeichnet und lässt im unbeplanten Innenbereich nach § 
34 Baugesetzbuch keine Erweiterung des Kindergartenbereiches der Arbeiterwohl-
fahrt zu. Um den dringenden Bedarf nach U-3-Kindergartenplätzen am Standort des 
Trägers erfüllen zu können, ist daher die Aufstellung eines Bebauungsplanes erfor-
derlich.  

 
Das Bebauungsplanverfahren soll nach § 13a Baugesetzbuch durchgeführt werden, 
so dass ein Umweltbericht und die Umsetzung der Eingriffsregelung nach Bundesna-
turschutzgesetz und Baugesetzbuch nicht erforderlich wird. Die vorliegende Zusam-
menstellung kommt daher dem gesetzlichen Erfordernis nach, das Abwägungsmate-
rial des Umweltbereiches informativ zusammenzustellen.  

 
 
1.2 Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen und ihre 

Bedeutung für die Bebauungsplanänderung 
 
 Als Ziele des Umweltschutzes werden die einschlägigen Gesetze, Rechtsverordnun-

gen, Erlasse, Verwaltungsvorschriften und Technischen Anleitungen zu Grunde ge-
legt, die für die jeweiligen Schutzgüter in Bauleitplanverfahren anzuwenden sind. Die 
Ziele des Umweltschutzes werden zu den einzelnen Schutzgütern näher beschrieben.  

 
  Die Eingriffsregelung in den Naturhaushalt und in die Landschaft im Sinne des  § 8 

des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) bzw. des § 4 des Landschaftsgesetzes 
NW (LG NW) wurde beachtet und angewendet. 

 
 
1.3 Bedarf an Grund und Boden 
 

Das Plangebiet umfasst 4.734 m². Davon sind zur Zeit etwa 2.429 m² versiegelt. Das 
sind 51,3 % des Plangebietes. Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes steigt 
die Versiegelbarkeit auf 3.215,8 m² oder 67,93 %. Dies bedeutet eine Zunahme der 
Versiegelung um rd. 16 % der Gesamtfläche.  
 



2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen / Eingriffsregelung 
 
 Die im nachfolgenden nicht aufgeführten Schutzgüter sind nach Ermittlung und Beur-

teilung der Stadt Lüdenscheid nicht betroffen. 
 
 
2.1 Bestandsaufnahme und Bewertung 
 

Schutzgut Mensch 
 
Ziele des Umweltschutzes 
 
DIN 4109 und 18005, Bundesimmissionsschutzgesetz, 16. und 18. BImSch-
Verordnung, Technische Anleitung Lärm, Freizeitlärmerlass, Baugesetzbuch (gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhältnisse), Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) 
 
Voraussichtliche Auswirkungen 
 
Die Betrachtung der Immissionssituation ist nicht Gegenstand der Untersuchung zur 
Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz und Baugesetzbuch.  
 
 
Schutzgut Tiere und Pflanzen, ökologische Vielfalt 
 
Ziele des Umweltschutzes 
 
Eingriffsregelung im Baugesetzbuch (§ 1a), im Bundesnaturschutzgesetz und Land-
schaftsgesetz NW, Artenschutzvorschriften, FFH-Richtlinie, Vogelschutzrichtlinie VRL 
 
Voraussichtliche Auswirkungen, Prognose Nullvariante 
 
1. Nutzungsbilanz 
 
Durch die Planänderung verschieben sich die Flächenanteile der im Bebauungsplan 
festgesetzten Nutzungen, wie folgt: 
 
Nutzung Bestand Planung Saldo
 
Bauflächen, versiegelt, Gebäude + Nebenfläche 2.492 3.216 + 723
Hausgärten, reich strukturiert 546 583 + 37
Hausgärten, gering strukturiert 843 935 + 92
Villenpark 916 0 - 916
 
Summe Saldo 4.734 4.734 0
 

 



2. Biotoptypenbewertung 
      vorher    nachher 
 
Nutzung 
 
 

Fläche 
in m² 

WP 
je 
Hek-
tar 

Fläche  
in ha 

Flä-
chen-
wert 

Fläche 
in m² 

WP 
je 
Hek-
tar 

Fläche  
in ha 

Flächen
wert 

 
Versiegelungen 2.429 0 0,245 0 3.216 0 0,32 0
Hausgärten, reich strukt. 546 7 0,055 0,385 583 7 0,06 0,42
Hausgärten, ger. Strukt. 843 4 0,085 0,34 935 4 0,095 0,38
Villenpark 916 13 0,09 1,17 0 13 0 0

 
Summe 4.734 0,475 1,895 4.734  0,475 0,8

 
 
Flächenwert vorher   = 1,895 WP 
Flächenwert nachher  = 0,8     WP 
 
Wertverlust   =  1,095 WP 
 
Bezogen auf die rein flächenmäßigen Nutzungsveränderungen ergibt sich ein rechne-
rischer ökologischer Verlust von 1,095 Wertpunkten durch die Planung.  
 
3. Biotopvernetzung 
 
Das Gebiet erfüllt  keine Funktion innerhalb der Biotopvernetzung. 
 
4. Besonders (streng) geschützte Arten, planungsrelevante Arten 
 
Besonders (streng) geschützte Arten bzw. planungsrelevante Arten nach LANUV 
konnten nicht  nachgewiesen werden.  
 
Bewertung 
 
Innerhalb des Gebietes beträgt der Wertverlust ca. 40 Prozent; im Stadtgefüge ist die-
ser bei der Größe und Lage des Plangebietes allerdings vernachlässigbar. Da auch 
keine Relevanz hinsichtlich geschützter Arten oder der Biotopvernetzung vorliegt, 
wird der Eingriff insgesamt als ‚gering’ bewertet.  
 

sehr gering gering mittel hoch sehr hoch 
 
Ausgleichsmaßnahmen 
 
1. Allgemeiner ökologischer Ausgleich 
 
Wird nicht ermittelt, da ein Ausgleich bei Verfahren nach § 13a vom Gesetzgeber 
nicht vorgesehen ist.  
 
2. Ausgleich Biotopvernetzung 
 
ist nicht vorgesehen. 
 

 



3. Ausgleich geschützte Arten, artenbezogener Ausgleich 
 
Ein Ausgleich ist wegen des Nichtauftretens entsprechender Arten nicht erforderlich. 
Im Falle des Auftretens von Arten müsste das Planverfahren geändert oder eingestellt 
werden.  
 
Maßnahmen zum Monitoring 
 
sind nach den vorhergegangenen Ausführungen nicht erforderlich.  
 
 
Schutzgut Luft und Klima 
 
Ziele des Umweltschutzes 
 
Baugesetzbuch, Bundesimmissionsschutzgesetz, Durchführungsverordnungen zum 
Bundesimmissionsschutzgesetz (z. B. 22. BImSchVO) 
 
Voraussichtliche Auswirkungen, Prognose Nullvariante 
 
Klimatische Auswirkungen werden von dem Vorhaben nicht erwartet, da die Bau-
grundstücke innerhalb des Plangebietes bereits – wie auch die Umgebung des Plan-
gebietes – geschlossen bebaut sind. Die Erweiterungsfläche für den Kindergarten be-
findet sich im Hintergelände eines bereits bebauten Grundstückes. Die durch die Pla-
nung neu bebaubare Fläche ist von so geringem Ausmaß, dass sie das Ortsklima 
nicht selbstständig beeinflussen kann. Das Klima ist insgesamt städtisch geprägt.  
 
Bewertung: 
 
Ein Eingriff findet nicht statt.  
 

sehr gering gering mittel hoch sehr hoch 
 
Ausgleichsmaßnahmen 
 
sind nicht erforderlich.  
 
Maßnahmen zum Monitoring 
 
sind nicht erforderlich. 
 
 
Schutzgut Landschaft 
 
Ziele des Umweltschutzes 
 
Baugesetzbuch, Bundesnaturschutzgesetz, Landschaftsgesetz NW, Denkmalschutz-
gesetz 
 
Auswirkungen des Vorhabens, Prognose Nullvariante 
 
Das Plangebiet liegt innerhalb eines bereits geschlossen bebauten, zentrumsnahen 
Baugebietes, dessen Erscheinungsbild entsprechend baulich geprägt ist. Die Planung 
sieht vor, markanten, das Straßenbild und die Baugrundstücke prägenden Baumbe-
stand zu erhalten und festzusetzen, so dass keine wesenlichen Veränderungen im 
Ortsbild spürbar werden.  

 



 
Bewertung: 
 
Ein Eingriff findet nicht statt. 
 

sehr gering gering mittel hoch sehr hoch 
 
Ausgleichsmaßnahmen 
 
Vorhandener Baumbestand wurde bewertet und soll als ‚zu erhalten’ festgesetzt wer-
den. 

 
Maßnahmen zum Monitoring 

 
sind nicht erforderlich.   

 
 
Schutzgut Boden 
 
Ziele des Umweltschutzes 
 
Baugesetzbuch § 1a, Bundesbodenschutzgesetz Bundesbodenschutz- und Altlasten-
verordnung, Landesbodenschutzgesetz, Kreislaufwirtschaftsgesetz 
 
1. Auswirkungen d. Vorhabens auf den Bodenverbrauch, Prognose Nullvariante 
 
Die Versiegelungsrate des Plangebietes wird von 51,3 % auf 67,93 % um 16,63 % 
erhöht.  
 
Bewertung 
 
Der Eingriff ist gebietsbezogen als hoch, in der Gesamtbetrachtung unter Einbezie-
hung der Umgebung als ‚gering’ zu bewerten.  
 

sehr gering gering Mittel Hoch sehr hoch 
 
Ausgleichsmaßnahmen 
 
Ausgleichsmaßnahmen durch Entsiegelung sind im Plangebiet nicht möglich und 
auch a. a. O nicht oder nur schwer zu realisieren. Der Eingriff könnte nur durch öko-
logische Verbesserungsmaßnahmen a. a. O im Sinne des Ersatzes des ökologischen 
Potentials des verlustigen Bodens ausgeglichen werden, was aber nicht Ziel des 
Planverfahrens nach § 13a Baugesetzbuch ist.  
 
Maßnahmen zum Monitoring 
 
sind nicht erforderlich.  
 
2. Auswirkungen des Vorhabens auf die Bodenqualität, Prognose Nullvariante 
 
Altstandorte oder Altlasten sind im Plangebiet nicht bekannt.  
 
Bewertung 
 
Ein Eingriff liegt nicht vor.  
 

 



sehr gering gering mittel Hoch sehr hoch 
 
Ausgleichsmaßnahmen  
 
sind nicht erforderlich. 
 
Maßnahmen zum Monitoring 
 
sind nicht erforderlich.  
 
 
Schutzgut Wasser   
 

 Gesetzliche Grundlagen 
 

Wasserhaushaltsgesetz, Landeswassergesetz, Bundesnaturschutzgesetz, Land-
schaftsgesetz 

 
 Auswirkungen des Vorhabens, Prognose Nullvariante 
 

Das Plangebiet ist insgesamt an die Kanalisation angeschlossen und wird in die Klär-
anlage Rahmedetal entwässert. Die Plangebietsfläche ist somit in der zentralen Ent-
wässerungsplanung berücksichtigt. Das Fassungsvermögen der Kanalisation ist nicht 
Gegenstand dieser Betrachtung.  

 
Die Planung berührt weder stehende noch fließende offene Gewässer.  

 
Die Grundwasserneubildungsrate wird durch zusätzliche Versiegelbarkeit verringert. 
Insgesamt sind die Grundwasserverhältnisse in der gesamten Umgebung durch die 
städtische Bebauung und Verrohrungen negativ geprägt, so dass bei der vergleichs-
weise geringflächigen zusätzlichen Versiegelung keine spürbaren Beeinträchtigungen 
des Grundwassers zu erwarten sind.  

 
Bewertung 

 
 Ein Eingriff findet nicht statt.  
 

sehr gering gering mittel hoch sehr hoch 
 

Ausgleichsmaßnahmen 
 
 sind nicht erforderlich. 
 
 Maßnahmen zum Monitoring 

 
sind nicht erforderlich.  
 
 
Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
 
Ziele des Umweltschutzes 
 
Baugesetzbuch, Bundesnaturschutzgesetz, Denkmalschutzgesetz 
 

 



Auswirkungen des Vorhabens, Prognose Nullvariante 
 
Die Beeinträchtigung von Kultur- und Sachgütern ist im Falle von Planverfahren, nach 
§ 13a Baugesetzbuch nicht zu berücksichtigen und im Übrigen nicht Gegenstand der 
Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz.  
 
 
Schutzgut forstwirtschaftliche Nutzungen 
 
Ziele des Umweltschutzes 
 
Bundeswaldgesetz, Landesforstgesetz, Baugesetzbuch, Bundesnaturschutzgesetz, 
Landschaftsgesetz, Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 
 
Auswirkungen des Vorhabens, Prognose Nullvariante 
 
Forstflächen sind im Plangebiet nicht vorhanden. Ein Eingriff findet daher nicht statt.   
 

 
Schutzgut landwirtschaftliche Nutzungen /Schutzgut Jagd und Fischerei 
 
Ziele des Umweltschutzes 
 
Baugesetzbuch, Bundesnaturschutzgesetz, Landschaftsgesetz, Bundesbodenschutz-
gesetz, Gülleverordnung, Bundes- und Landesjagdgesetz, Bundes- und Landesfi-
schereigesetz, Wasserhaushaltsgesetz und Landeswassergesetz, Bundesarten-
schutzverordnung 
 
Voraussichtliche Auswirkungen, Prognose Nullvariante 
 
Landwirtschaftliche Flächen sind im Plangebiet nicht vorhanden. Das Gebiet hat kei-
ne Funktion für die Fischerei und die Jagd.  
 
Ein Eingriff findet demnach nicht statt.  
 
 
Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern 

 
Eine Übersicht über die Auswirkungen des Vorhabens auf die einzelnen Schutzgüter 
und ihre Wechselwirkung ist nicht Gegenstand der Betrachtung nach der Eingriffsre-
gelung.  

 
 

2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung bzw. 
Nichtdurchführung der Planung 

 
Bei Verzicht auf die Planung finden die vorgenannten Eingriffe nicht statt.  

 
 
2.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

nachteiliger Auswirkungen 
 
Ausgleichs-, Vermeidungs- und Ersatzmaßnahmen nach der Eingriffsregelung sind in 
Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch nicht vorgesehen.  

 
 

 



2.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten / Planungsalternativen 
 

Es handelt sich um ein Planverfahren, durch da ein vorhandener Kindergarten erwei-
tert werden soll, um den gesetzlich vorgeschriebenen Bedarf an U 3-Plätzen sicher-
zustellen. Eine räumliche Auswahl an verfügbaren Freiflächen oder solchen in Hand 
des gleichen Trägers besteht in der Umgebung nicht, so dass eine quartiersbezogene 
Versorgung nur an dieser Stelle verwirklicht werden kann.  
 
Planungsalternativen bestehen daher nicht.  

 
 
3. Zusätzliche Angaben 
 
3.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfah-

ren 
 
 Technische Verfahren waren bei der Erstellung der Untersuchung und Ausarbeitung 

nicht erforderlich. 
 
 
3.2 Beschreibung der Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkun-

gen 
 
 Maßnahmen zur Überwachung sind bei der Abarbeitung der Eingriffsregelung als 

solcher sowie im Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch nicht vorgesehen.  
 
 
3.3 Verwendete Grundlagen, Erhebungen 
 

eigene Begehungen zur Vegetation und Avifauna 
 

 
3.4 Allgemein verständliche Zusammenfassung 
 

Die Stadt Lüdenscheid beabsichtigt, die Erweiterung des Kindergartens am Duis-
bergweg durch eine Bebauungsplanaufstellung im vereinfachten Verfahren nach § 
13a Baugesetzbuch zu ermöglichen. Der Bebauungsplan ermöglicht einen Eingriff in 
die Umwelt durch Erhöhung der Versiegelung innerhalb des Plangebietes. Die 
Schwere dieser Verdichtung ist als gering zu bezeichnen. Ausgleichsmaßnahmen 
sind verfahrensbedingt nicht vorgesehen. 

 
 
 
Lüdenscheid, den     29.08.2013    Lüdenscheid, den     29.08.2013 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag:      Der Berichtsverfasser 
 
gez. Badziura      gez. Meilwes 
 
Hans Jürgen Badziura  
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